
94. Änderung des Flächennutzungsplans 
Abwägungen zu den Eingaben im Rahmen der Beteiligung der Behörden  

und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 
 

 

94. Änderung des Flächennutzungsplans 
Im Parallelverfahren zum Bebauungsplan Nr. 112 „Graftlage“ 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange vom 18.06.2026 bis 20.07.2026 
 

A) Träger öffentlicher Belange, die nicht geantwortet haben 

 

• Agentur für Arbeit 
• Amprion GmbH 

• Amt für regionale Landesentwicklung Leine-Weser, Geschäftsstelle Sulingen 

• AWG – AbfallWirtschaftsGesellschaft mbH 

• Beauftragter für Naturschutz und Landschaftspflege – Herrn Niemeyer 
• BUND – Diepholzer Moorniederung  
• BUND Kreisgruppe Diepholz 
• Bundesnetzagentur Planungs- und Genehmigungsverfahren  
• Bundesnetzagentur Funkbetreiberauskunft 
• DB AG - DB Immobilien  
• Deutsche Post AG, Niederlassung BRIEF Münster 
• Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH TI Niederlassung Nordwest - PTI 12 
• E.ON Ruhrgas AG  
• Eisenbahn-Bundesamt - Außenstelle Hannover  
• Erdgas Münster GmbH   
• GASCADE Gastransport GmbH - Abt. GNL  
• Gemeinde Steinfeld (Oldenburg) 
• Glasfaser NordWest GmbH & Co. KG 
• Handwerkskammer Hannover  
• Harbour Energy Germany GmbH  
• Klinik Diepholz 
• Landesverband der jüdischen Gemeinden in Niedersachsen 
• Landkreis Vechta 
• Landwirtschaftskammer Niedersachsen Bezirksstelle Nienburg 
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• LGLN, RD Sulingen-Verden, Katasteramt Sulingen  
• Nds. Forstamt Nienburg 
• Nds. Landesbehörde für Straßenbau u. Verkehr (NLStBV), Geschäftsbereich Oldenburg – Luftfahrtbehörde 
• NLWKN Betriebsstelle Sulingen, 15.01.2026 
• Nds. Landvolk e.V. - Kreisverband Grafschaft Diepholz  
• Nowega GmbH 
• Samtgemeinde "Altes Amt Lemförde"  
• Samtgemeinde Barnstorf  
• Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Landesverband  
• Staatliches Baumanagement Weser-Leine  
• Staatliches Gewerbeaufsichtsamt  
• Stadt Damme  
• Stadt Lohne 
• Stadt Vechta  
• Stadtwerke EVB Huntetal Netz GmbH 
• Telefónica Germany GmbH & Co. OHG, Regionalbetrieb Nord-Ost  
• Tennet TSO GmbH - Bereich Nord  
• Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen GmbH (VBN) 
• Vodafone Kabel Deutschland GmbH  
• WaBo „Dümmer-Niederung“  
• Zweckverband Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen (ZVBN)  

 
Es ist davon auszugehen, dass die Belange der obigen Träger nicht berührt oder bereits berücksichtigt sind.  

 

B) Träger öffentlicher Belange, die keine Hinweise und Anregungen haben 

 

• Bischöfliches Generalvikariat Osnabrück, Abteilung Kirchengemeinden, Referat Liegenschaften, 23.06.2026  
• Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIUDBW), 22.06.2026 / 09.02.2026 
• Ericsson Services GmbH Contract Handling Group, 18.06.2026 
• Evangelisches Kirchenamt, 22.06.2026  
• Nds. Landesamt für Bergbau, Energie u. Geologie (LBEG), 17.07.2026 
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• Samtgemeinde Rehden, 23.06.2026 
• UKB Umweltgerechte Kraftanlagen GmbH & Co. KG, 01.07.2026 
• Zentrale Polizeidirektion Hannover, PG Digitalfunk BOS Niedersachsen, 02.07.2026 

 
Kenntnisnahme. 
 
 

C) Träger öffentlicher Belange, die relevante Hinweise und Anregungen gegeben haben 

 

• Bundesanstalt für Immobilienaufgaben Hauptstelle Portfoliomanagement, 14.07.2026 

• Deutsche Telekom Technik GmbH, 18.06.2026 

• EWE Netz GmbH, 23.06.2026 
• ExxonMobil Produktion Deutschland GmbH, 19.06.2026 
• GasLINE GmbH & Co. KG, 19.06.2026 
• Gasunie Deutschland Transport Services GmbH, 28.06.2026 
• GVG Glasfaser GmbH, 19.06.2026 
• Industrie- und Handelskammer, Hannover-Hildesheim, 19.06.2026 
• Landkreis Diepholz, 20.07.2026 / 23.07.2026 
• LGLN Regionaldirektion Hameln-Hannover, Kampfmittelbeseitigungsdienst, 22.06.2026 
• NABU Kreisverband Diepholz, 14.07.2026 
• Nds. Landesamt für Denkmalpflege, 13.07.2026 
• Nds. Landesbehörde für Straßenbau u. Verkehr (NLStBV), Geschäftsbereich Nienburg, 14.07.2026 / 05.12.2025  
• Neptune Energy Deutschland GmbH, 19.06.2026  
• Open Grid Europe GmbH / PLEdoc GmbH, 22.06.2026 
• Polizeiinspektion Diepholz, 10.07.2026  
• Unterhaltungsverband Hunte, 14.07.2026 
• Vodafone GmbH, 20.07.2026 
• Westnetz GmbH Regionalzentrum Osnabrück, Netzplanung, 30.06.2026 
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Fachdienst Kreisentwicklung – Naturschutz 
Die nebenstehenden Bedenken werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Der Verweis auf die Stellungnahme des Landkreises Diepholz zum 
Bebauungsplan wird zur Kenntnis genommen. 
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Fachdienst Kreisentwicklung – Raumordnung 
Die Begründung wird in Kapitel 4.2 redaktionell angepasst und der Verweis auf 
eine Überlagerung des Vorranggebietes Hochwasserschutz entfernt. 
 
 
Die Ausführungen zum Flächen- und Erweiterungsbedarf sind in der 
Alternativenprüfung (Kapitel II. 2.4) enthalten. Es wird darauf hingewiesen, dass 
ausgehend von der Abwägung zum Entwurf der Planunterlagen die 
Alternativenprüfung zum Feststellungsbeschluss ergänzt wird. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
Die Ausführungen sowie die Abwägung des raumordnerischen Belangs zum 
Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft werden korrigiert. 
 
Fachdienst Umwelt und Straße- Abfall- und Bodenschutz 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich zum gegenwärtigen Kenntnisstand 
(06/2026) keine erfassten Altlasten innerhalb des Geltungsbereiches befinden. 
 
Die Hinweise zur Bauausführung betreffen nicht die Ebene der vorbereitenden 
Bauleitplanung. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
Fachdienst Bauordnung und Städtebau – Städtebau 
Im Rahmen der Aufstellung der Flächennutzungsplanänderung wurden die 
Möglichkeiten der Innenentwicklung, alternative Standorte sowie alternative 
Flächenzuschnitte geprüft und in die planerische Abwägung eingestellt. Ziel der 
Planung ist die bedarfsgerechte Erweiterung eines bereits am Standort 
ansässigen Unternehmens, um dessen langfristige Entwicklungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit zu sichern. 
Der zusätzliche Flächenbedarf ergibt sich aus dem Unternehmenswachstum, 
den gestiegenen Anforderungen im Bereich Lagerung und Logistik sowie der 
beabsichtigten Zentralisierung bisher räumlich getrennter Betriebsbereiche. 
Neben der Lagerung verschiedener Einzelteile und Komponenten bietet das 
Unternehmen auch die Instandsetzung unterschiedlicher Bauteile an. Für einen 
effizienteren Betriebsablauf sollen künftig sämtliche Betriebszweige sowie 
bislang durch externe Dienstleister erbrachte Leistungen am 
Unternehmensstandort an der „Graftlage“ gebündelt werden. Hierzu sind unter 
anderem Werkhallen, Werkstätten, eine Lackierhalle sowie Wasch-, Lager- und 
Containerflächen vorgesehen. Darüber hinaus werden zusätzliche Lagerhallen 
benötigt, um den gestiegenen Lager- und Logistikbedarf dauerhaft decken zu 
können. Die geplanten Erweiterungsflächen orientieren sich dabei an der 
bestehenden kompakten Betriebsstruktur und ermöglichen eine flächeneffiziente 
Anordnung der erforderlichen Anlagen. 
Ein weiterer Bestandteil der Betriebsentwicklung ist die Neuordnung der 
innerbetrieblichen Verkehrs- und Logistikabläufe. Hierzu sollen eine LKW-
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Wartezone, zusätzliche Stellplätze, eine Wendeschleife sowie ein neues 
Pförtnergebäude unmittelbar in das Betriebsgelände integriert werden. Hierdurch 
kann die bisher genutzte Wendeanlage südwestlich des Betriebsgeländes 
entfallen, deren Nutzung eine Querung der stark frequentierten Bundesstraße 
B 51 erfordert und insbesondere bei ungünstigen Sichtverhältnissen zu 
verkehrlichen Konflikten führen kann. Angesichts des zukünftig zunehmenden 
Anlieferverkehrs trägt die geplante Neuorganisation zugleich zu einer 
Verbesserung der Verkehrssicherheit bei. 
Vor diesem Hintergrund wurde zunächst geprüft, ob die für die 
Betriebserweiterung erforderlichen Flächen im Sinne des § 1a Abs. 2 BauGB 
durch Maßnahmen der Innenentwicklung, Nachverdichtung, Umstrukturierung 
oder die Nutzung bereits versiegelter Flächen innerhalb des bestehenden 
Betriebsgeländes bereitgestellt werden können. Die vorhandenen 
Betriebsflächen werden jedoch bereits entsprechend ihrer Zweckbestimmung 
genutzt. Ausreichende Flächenreserven stehen nicht zur Verfügung. Auch 
organisatorische Maßnahmen oder betriebliche Umstrukturierungen können den 
erforderlichen Flächenbedarf nicht in dem Umfang decken, der für die geplante 
Entwicklung notwendig ist. Die innerbetrieblichen Entwicklungspotenziale sind 
daher ausgeschöpft. Angesichts eines betrieblich begründeten Flächenbedarfs 
von rund 25 ha gewerblicher und mischgebietstypischer Bauflächen stehen 
innerhalb des bestehenden Standortes keine geeigneten 
Innenentwicklungspotenziale zur Verfügung. 
Darüber hinaus wurden alternative gewerbliche Entwicklungsflächen innerhalb 
des Stadtgebietes geprüft. Der Flächennutzungsplan der Stadt Diepholz stellt 
insbesondere im Bereich „Reessingstraße“, „Kielweg“ und „Masch“ weitere 
gewerbliche Bauflächen dar. Diese Flächen wurden hinsichtlich ihrer 
Verfügbarkeit, Größe, Erschließung, Flächenzuschnitte sowie ihrer Eignung für 
die betrieblichen Anforderungen untersucht. Im Ergebnis stehen keine Flächen 
zur Verfügung, die hinsichtlich Größe, Lage und funktionaler Eignung eine mit 
den Darstellungen der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung 
vergleichbare Alternative darstellen. 
Die zum Zeitpunkt der Planaufstellung verfügbaren städtischen Gewerbe- und 
Mischgebietsgrundstücke weisen folgende Größen auf: 

Lage/B-Plan Grundstücksgröße 

B-Plan Nr. 85 „Reessingstraße“ 3,6 ha 

B-Plan Nr. 78 „Dr.-Jürgen-Ulderup-Straße“ 2,2 ha 

Selbst zusammen betrachtet erreichen diese Flächen lediglich rund 5,8 ha und 
damit nicht annähernd die für das Vorhaben erforderliche Größenordnung. 
Zudem handelt es sich um mehrere räumlich voneinander getrennte 
Grundstücke. Weitere unbebaute Gewerbeflächen befinden sich überwiegend im 
Privateigentum und stehen der Stadt nicht für eine Entwicklung zur Verfügung. 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 111 „Junkernhäusern“ befindet sich derzeit eine 
weitere gewerbliche Entwicklung in Aufstellung. Dort sollen künftig zusätzliche 
Gewerbeflächen mit einer Größe von rund 4,9 ha bereitgestellt werden. 
Entsprechend der städtebaulichen Entwicklungsstrategie der Stadt sollen diese 
Flächen jedoch vorrangig der Ansiedlung und Entwicklung kleiner und mittlerer 
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Unternehmen dienen. Eine Inanspruchnahme dieser Flächen durch das 
vorliegende Vorhaben würde die zukünftigen Entwicklungsmöglichkeiten anderer 
Unternehmen erheblich einschränken und den kommunalen Entwicklungszielen 
entgegenstehen. 
Weiterhin wurde geprüft, ob geeignete Konversionsflächen, Brachflächen oder 
leerstehende Gewerbehallen zur Verfügung stehen. Die Stadt hatte im 
Zusammenhang mit einer ursprünglich vorgesehenen Aufgabe des 
Bundeswehrstandortes Überlegungen für eine Konversionsentwicklung 
angestellt. Da der Standort weiterhin militärisch genutzt wird, stehen 
entsprechende Flächen jedoch nicht zur Verfügung. Weitere Konversionsflächen, 
gewerbliche Brachflächen oder leerstehende Hallen in der erforderlichen 
Größenordnung sind im Stadtgebiet nicht vorhanden. 
Auch eine Teilverlagerung des Unternehmens an einen anderen Standort wurde 
untersucht. Aufgrund der engen funktionalen Verflechtungen zwischen den 
bestehenden Lager-, Werkstatt-, Service- und Logistikbereichen stellt die 
Erweiterung am vorhandenen Standort die sinnvollste Lösung dar. Durch die 
Konzentration der Entwicklung auf einen zusammenhängenden Standort können 
effiziente interne Logistik- und Lagerstrukturen geschaffen, 
Flächenkonkurrenzen reduziert und betriebliche Synergieeffekte genutzt werden. 
Die Herstellung, Lagerung und Instandsetzung großformatiger und schwerer 
Bauteile erfordert kurze innerbetriebliche Transportwege. Eine räumliche 
Trennung der Betriebsbereiche würde zusätzliche Transportvorgänge, einen 
erhöhten Energieverbrauch sowie zusätzliche Emissionen verursachen. 
Gleichzeitig entstünden weitere Flächen-, Verkehrs- und Infrastrukturbedarfe. 
Die Erweiterung am bestehenden Standort ermöglicht demgegenüber die 
Nutzung vorhandener Infrastruktur, bestehender Genehmigungen und etablierter 
Betriebsabläufe. 
Zudem ermöglicht die Konzentration der Entwicklung auf einen 
zusammenhängenden Standort eine langfristig vorausschauende 
Unternehmensentwicklung. Hierdurch kann verhindert werden, dass durch eine 
Vielzahl einzelner Erweiterungsschritte eine räumlich zersplitterte 
Betriebsstruktur entsteht. Gleichzeitig wird vermieden, dass zukünftig durch 
abschnittsweise Erweiterungen ohne übergeordnetes Gesamtkonzept 
zusätzliche Flächenbedarfe ausgelöst werden. Die Planung schafft stattdessen 
die Grundlage für eine langfristig abgestimmte Gesamtentwicklung des 
Unternehmens. 
Die vorgesehene Erweiterung erfolgt unmittelbar angrenzend an den 
bestehenden Betriebsstandort und stellt somit eine Arrondierung vorhandener 
Gewerbestrukturen dar. Die Lohne sowie die südlich verlaufende Bahnlinie bilden 
dabei natürliche beziehungsweise infrastrukturelle Grenzen der 
Standortentwicklung. Durch die Darstellung von gemischten Bauflächen im 
Übergangsbereich zur Wohnbebauung wird zudem eine städtebaulich 
verträgliche Abstufung zwischen den gewerblichen Nutzungen und den 
angrenzenden Wohnbereichen geschaffen. Die vorgesehenen gemischten 
Bauflächen dienen dabei insbesondere der Ansiedlung betriebsbezogener 
Nutzungen mit geringer Störwirkung. 
Der Plangeltungsbereich umfasst insgesamt rund 34,8 ha. Hiervon entfallen etwa 
19,9 ha auf gewerbliche Bauflächen und rund 5,2 ha auf gemischte Bauflächen. 
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Weitere etwa 9,8 ha werden als Verkehrs-, Grün-, Wasser- und sonstige 
Freiflächen dargestellt. Die Flächennutzungsplanänderung schafft zunächst die 
planerischen Voraussetzungen für eine langfristige städtebauliche Entwicklung 
und dient der Sicherung entsprechender Entwicklungsoptionen. Gleichzeitig 
ermöglicht die Flächennutzungsplanänderung eine geordnete städtebauliche 
Steuerung der Entwicklung. Die konkrete räumliche Ausgestaltung der 
Nutzungen, die Regelung von Verkehr, Entwässerung, Freiraum- und 
Ausgleichsfunktionen sowie das Maß der baulichen Nutzung erfolgen im Rahmen 
der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung. 
Die Planung entspricht darüber hinaus den kommunalen Entwicklungszielen der 
Stadt Diepholz und ist im Stadtentwicklungsplan verankert. Ferner ist zu 
berücksichtigen, dass Diepholz im Regionalen Raumordnungsprogramm die 
Funktion eines Mittelzentrums wahrnimmt. Mittelzentren haben die Aufgabe, 
Arbeitsplätze zu sichern, die wirtschaftliche Entwicklung zu fördern und 
geeignete Gewerbeflächen für bestehende sowie zukünftige Unternehmen 
bereitzustellen. Die geplante Erweiterung leistet hierzu einen wichtigen Beitrag 
und stärkt den Wirtschaftsstandort Diepholz nachhaltig. 
Unter Berücksichtigung der betrieblichen Anforderungen, der ausgeschöpften 
Innenentwicklungspotenziale, der fehlenden Verfügbarkeit gleichwertiger 
Alternativflächen, der kommunalen Entwicklungsziele sowie der 
raumordnerischen Rahmenbedingungen kommt die Stadt zu dem Ergebnis, dass 
keine gleich geeignete und zugleich städtebaulich, wirtschaftlich und 
umweltbezogen vorzugswürdige Alternative zur vorgesehenen Erweiterung am 
bestehenden Standort besteht. Die gewählte Planung stellt daher die 
sachgerechteste, flächeneffizienteste und insgesamt konfliktärmste Lösung dar. 
Die Alternativenprüfung bestätigt somit, dass die geplante Erweiterung am 
bestehenden Standort sowohl aus betrieblicher als auch aus städtebaulicher und 
gesamtstädtischer Sicht die vorzugswürdige Entwicklungsoption darstellt. 
Die in den Planunterlagen enthaltene Alternativenprüfung wird klarstellend durch 
die vorstehenden Ausführungen konkretisiert.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Bg/We–24167011-16 EW FNP TÖB / 03.09.2026 

 Stellungnahme der Träger öffentlicher Belange Beschlussvorlage Abstimmungsergebnis 

einst. ja enth. nein 

 

             lfd. Nr. 6 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Kennzeichnung des Überschwemmungsgebietes sowie weitergehende 
Erläuterungen zur ehemaligen Überlagerung des Plangebietes mit dem 
Überschwemmungsgebiet sind nicht erforderlich. Im Laufe des Verfahrens 
wurden die Planunterlagen dahingehend angepasst, dass das Plangebiet das 
festgesetzte Überschwemmungsgebiet weder berührt noch beeinflusst. Die für 
das Plangebiet relevanten wasserwirtschaftlichen Sachverhalte werden in der 
Begründung sowie in der Planzeichnung nachvollziehbar dargestellt. Die Gründe 
für die Anpassung des Plangeltungsbereiches können der Abwägung zu den 
einzelnen Verfahrensschritten entnommen werden.  
In der Begründung wird ein Hinweis ergänzt, dass das Überschwemmungsgebiet 
der Lohne unmittelbar an das Plangebiet angrenzt.  
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Das bestehende Betriebsgelände wird durch die Gemeindestraße „Graftlage“ in 
zwei Betriebsteile gegliedert. Aufgrund fehlender innerbetrieblicher Warteflächen 
für den Lieferverkehr müssen anliefernde Lkw derzeit außerhalb des 
Betriebsgeländes wenden, wofür die B 51 gequert werden muss. Zudem erfordert 
der Werksverkehr regelmäßige Querungen der „Graftlage“, wodurch verkehrliche 
Konflikte und Sicherheitsrisiken entstehen können. Die „Graftlage“ wurde im 
Zuge der Ortsumgehung Diepholz von einer Bundesstraße zu einer 
Gemeindestraße herabgestuft und durch verschiedene Rückbau- und 
Verkehrsberuhigungsmaßnahmen an ihre neue Funktion angepasst. Künftig soll 
die Straße im Bereich des Betriebsgeländes zugunsten eines 
zusammenhängenden und intern erschlossenen Betriebsstandortes ohne 
öffentliche Durchfahrtsmöglichkeit aufgehoben werden. Die hierfür erforderliche 
Verlagerung des bisherigen Durchgangsverkehrs wurde bereits bei der 
Umgestaltung der „Maschstraße“ berücksichtigt. Zur Sicherstellung und 
Verbesserung der verkehrlichen Erschließung des Betriebsgeländes ist 
ergänzend die Errichtung einer Linksabbiegespur auf der B 51 vorgesehen. Die 
Bundesstraße wurde daher in Abstimmung mit der Niedersächsischen 
Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr in den Geltungsbereich des 
Flächennutzungsplanes einbezogen, da dieser insoweit eine 
planfeststellungsersetzende Funktion gemäß § 17b Abs. 8 Satz 1 FStrG 
übernimmt. 
Die vorstehenden Ausführungen sind bereits in der Begründung enthalten. Eine 
Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
Zur Beurteilung der Verlagerung der Verkehrsmengen wurde eine 
Verkehrsuntersuchung durchgeführt. Diese kommt zu dem Ergebnis, dass die 
umliegenden Straßen grundsätzlich in der Lage sind, die zusätzlich zu 
erwartenden Verkehre aufzunehmen. Mögliche Begegnungskonflikte oder 
Beeinträchtigungen des Verkehrsflusses stehen dabei nicht primär im 
Zusammenhang mit der prognostizierten Verkehrszunahme, sondern sind 
überwiegend auf die bestehenden örtlichen Gegebenheiten zurückzuführen. 
Unabhängig davon werden von der Stadt Diepholz fortlaufend Maßnahmen 
geprüft, um die Verkehrssituation weiter zu verbessern.  
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
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Die einleitenden Ausführungen sowie die Erläuterungen zum Anlass der 
Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. 
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1. Vorbemerkung: Zentrale Umweltbelange wurden vorgetragen – und formelhaft 
abgetan 
Die Aufstellung der Flächennutzungsplanänderung erfolgt auf Grundlage der 
Vorgaben des Baugesetzbuches und setzt eine gerechte Abwägung aller 
berührten öffentlichen und privaten Belange gemäß § 1 Abs. 7 BauGB voraus. 
Im Rahmen des vorliegenden Verfahrens wurden die Auswirkungen der Planung 
auf die Schutzgüter Mensch, Natur und Landschaft, Boden, Wasser, Klima sowie 
die Belange des Immissionsschutzes, des Verkehrs, der Landwirtschaft und der 
Erholung ermittelt, bewertet und in die Abwägung eingestellt. 
Die Planung dient zwar der Erweiterung eines bestehenden Unternehmens und 
berücksichtigt dessen betriebliche Entwicklungsbedürfnisse; dies entspricht 
jedoch den legitimen Aufgaben der kommunalen Bauleitplanung, insbesondere 
der Sicherung und Entwicklung von Arbeitsplätzen sowie der Förderung der 
örtlichen Wirtschaftsstruktur. Die Berücksichtigung betrieblicher Belange stellt für 
sich genommen keine unzulässige Bevorzugung des Vorhabenträgers dar. 
Die Stadt hat die mit der Planung verbundenen Beeinträchtigungen ausdrücklich 
erkannt und bewertet. Dies zeigt sich unter anderem in der Durchführung der 
Umweltprüfung, der Erarbeitung fachgutachterlicher Grundlagen, der 
Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Anforderungen, der regelkonformen 
Niederschlagswasserbewirtschaftung sowie der Prüfung von 
Planungsalternativen und Innenentwicklungspotenzialen. Die Planung wurde 
zudem im Laufe des Verfahrens weiter konkretisiert und an die gewonnenen 
Erkenntnisse angepasst. 
Die Stadt verkennt nicht, dass die Planung mit Eingriffen in Natur und Landschaft 
sowie mit einer zusätzlichen Flächeninanspruchnahme verbunden ist. Sie kommt 
jedoch im Ergebnis zu dem Schluss, dass die mit der Planung verfolgten 
städtebaulichen und wirtschaftlichen Ziele, insbesondere die Sicherung und 
Entwicklung eines bestehenden Betriebsstandortes, die Erhaltung und Schaffung 
von Arbeitsplätzen sowie die Stärkung der mittelzentralen Funktion der Stadt 
Diepholz, im konkreten Fall höher zu gewichten sind als die verbleibenden 
nachteiligen Auswirkungen. Diese werden durch geeignete Maßnahmen 
minimiert beziehungsweise kompensiert. 
Ein Abwägungsausfall oder eine unzulässige Bevorzugung einzelner Interessen 
liegt daher nicht vor. Vielmehr beruht die Planung auf einer umfassenden 
Würdigung und Gewichtung sämtlicher für die Entscheidung relevanter Belange. 
Die Gemeinde macht von ihrem planerischen Gestaltungsspielraum in rechtlich 
zulässiger Weise Gebrauch. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
2. Versiegelung und Boden als Schutzgut 
Die nebenstehende Einführung wird zur Kenntnis genommen. 
 
2.1 Rechtlicher Maßstab: Bodenschutzklausel des § 1a Abs. 2 BauGB 
Die Hinweise auf die im Rahmen des „Niedersächsischen Weges“ formulierten 
Ziele zur Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme werden zur Kenntnis 
genommen. Die dort formulierten Zielsetzungen, die tägliche Neuversiegelung 
schrittweise zu reduzieren und langfristig eine Flächenkreislaufwirtschaft mit 
einer Netto-Null-Inanspruchnahme zusätzlicher Flächen anzustreben, stellen 
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wichtige Leitlinien für eine nachhaltige Siedlungsentwicklung dar. Diese Ziele 
wurden bei der Aufstellung der Flächennutzungsplanänderung berücksichtigt. 
Aus den Zielvorgaben des Niedersächsischen Weges ergibt sich jedoch kein 
generelles Verbot der Inanspruchnahme bislang unbebauter Flächen. Vielmehr 
ist auch künftig eine bedarfsgerechte Siedlungs- und Gewerbeentwicklung 
zulässig, sofern diese im Rahmen einer sachgerechten planerischen Abwägung 
begründet werden kann. Die Zielwerte beziehen sich auf die landesweite 
Entwicklung und sind nicht dahingehend zu verstehen, dass jede einzelne 
Flächeninanspruchnahme ausgeschlossen wäre. 
Die Kommune hat den sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und 
Boden gemäß § 1a Abs. 2 BauGB in ihre Abwägung eingestellt. Dabei wurde 
berücksichtigt, dass das Plangebiet unmittelbar an bestehende Siedlungs- und 
Gewerbestrukturen angrenzt und somit an vorhandene Erschließungs- und 
Infrastruktureinrichtungen angebunden werden kann. Die Planung erfolgt daher 
nicht als isolierte Entwicklung im Außenbereich, sondern als Arrondierung und 
Fortführung bestehender Siedlungsstrukturen. 
Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass die Aufstellung der 
Flächennutzungsplanänderung nicht mit einer unmittelbaren 
Flächeninanspruchnahme gleichzusetzen ist. Die 
Flächennutzungsplanänderung schafft zunächst die planerischen 
Voraussetzungen für eine langfristige städtebauliche Entwicklung und dient der 
Sicherung entsprechender Entwicklungsoptionen. Ob und in welchem Umfang 
die dargestellten Bauflächen tatsächlich in Anspruch genommen werden, hängt 
von der künftigen Nachfrage, der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung 
sowie der konkreten Umsetzung ab. Die durch die 
Flächennutzungsplanänderung vorbereitete Entwicklung erfolgt daher 
regelmäßig schrittweise über einen längeren Zeitraum und nicht zwangsläufig 
unmittelbar nach ihrem Wirksamwerden. 
Bei der Standortwahl wurden die städtebaulichen Entwicklungsziele der Stadt 
sowie die vorhandenen Flächenpotenziale berücksichtigt. Die Inanspruchnahme 
der betreffenden Flächen erfolgt zur Deckung eines konkreten 
Entwicklungsbedarfs und steht im Einklang mit den übergeordneten 
Planungszielen. Darüber hinaus werden die mit der Flächeninanspruchnahme 
verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft entsprechend den gesetzlichen 
Vorgaben kompensiert. 
Die Stadt kommt daher zu dem Ergebnis, dass die Planung trotz der mit ihr 
verbundenen Möglichkeit einer zukünftigen Neuversiegelung mit den 
Grundsätzen eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden vereinbar ist. Die 
Zielsetzungen des Niedersächsischen Weges wurden in die Abwägung 
eingestellt, stehen der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung jedoch nicht 
entgegen. Die mit dem Vorhaben verfolgten städtebaulichen und wirtschaftlichen 
Entwicklungsziele sowie die langfristige Sicherung geordneter 
Entwicklungsmöglichkeiten überwiegen im konkreten Fall die mit der 
zusätzlichen Flächeninanspruchnahme verbundenen Beeinträchtigungen. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
Im Rahmen der Aufstellung der Flächennutzungsplanänderung wurden die 
Möglichkeiten der Innenentwicklung, alternative Standorte sowie alternative 
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Flächenzuschnitte geprüft und in die planerische Abwägung eingestellt. Ziel der 
Planung ist die bedarfsgerechte Erweiterung eines bereits am Standort 
ansässigen Unternehmens, um dessen langfristige Entwicklungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit zu sichern. 
Der zusätzliche Flächenbedarf ergibt sich aus dem Unternehmenswachstum, 
den gestiegenen Anforderungen im Bereich Lagerung und Logistik sowie der 
beabsichtigten Zentralisierung bisher räumlich getrennter Betriebsbereiche. 
Neben der Lagerung verschiedener Einzelteile und Komponenten bietet das 
Unternehmen auch die Instandsetzung unterschiedlicher Bauteile an. Für einen 
effizienteren Betriebsablauf sollen künftig sämtliche Betriebszweige sowie 
bislang durch externe Dienstleister erbrachte Leistungen am 
Unternehmensstandort an der „Graftlage“ gebündelt werden. Hierzu sind unter 
anderem Werkhallen, Werkstätten, eine Lackierhalle sowie Wasch-, Lager- und 
Containerflächen vorgesehen. Darüber hinaus werden zusätzliche Lagerhallen 
benötigt, um den gestiegenen Lager- und Logistikbedarf dauerhaft decken zu 
können. Die geplanten Erweiterungsflächen orientieren sich dabei an der 
bestehenden kompakten Betriebsstruktur und ermöglichen eine flächeneffiziente 
Anordnung der erforderlichen Anlagen. 
Ein weiterer Bestandteil der Betriebsentwicklung ist die Neuordnung der 
innerbetrieblichen Verkehrs- und Logistikabläufe. Hierzu sollen eine LKW-
Wartezone, zusätzliche Stellplätze, eine Wendeschleife sowie ein neues 
Pförtnergebäude unmittelbar in das Betriebsgelände integriert werden. Hierdurch 
kann die bisher genutzte Wendeanlage südwestlich des Betriebsgeländes 
entfallen, deren Nutzung eine Querung der stark frequentierten Bundesstraße 
B 51 erfordert und insbesondere bei ungünstigen Sichtverhältnissen zu 
verkehrlichen Konflikten führen kann. Angesichts des zukünftig zunehmenden 
Anlieferverkehrs trägt die geplante Neuorganisation zugleich zu einer 
Verbesserung der Verkehrssicherheit bei. 
Vor diesem Hintergrund wurde zunächst geprüft, ob die für die 
Betriebserweiterung erforderlichen Flächen im Sinne des § 1a Abs. 2 BauGB 
durch Maßnahmen der Innenentwicklung, Nachverdichtung, Umstrukturierung 
oder die Nutzung bereits versiegelter Flächen innerhalb des bestehenden 
Betriebsgeländes bereitgestellt werden können. Die vorhandenen 
Betriebsflächen werden jedoch bereits entsprechend ihrer Zweckbestimmung 
genutzt. Ausreichende Flächenreserven stehen nicht zur Verfügung. Auch 
organisatorische Maßnahmen oder betriebliche Umstrukturierungen können den 
erforderlichen Flächenbedarf nicht in dem Umfang decken, der für die geplante 
Entwicklung notwendig ist. Die innerbetrieblichen Entwicklungspotenziale sind 
daher ausgeschöpft. Angesichts eines betrieblich begründeten Flächenbedarfs 
von rund 25 ha gewerblicher und mischgebietstypischer Bauflächen stehen 
innerhalb des bestehenden Standortes keine geeigneten 
Innenentwicklungspotenziale zur Verfügung. 
Darüber hinaus wurden alternative gewerbliche Entwicklungsflächen innerhalb 
des Stadtgebietes geprüft. Der Flächennutzungsplan der Stadt Diepholz stellt 
insbesondere im Bereich „Reessingstraße“, „Kielweg“ und „Masch“ weitere 
gewerbliche Bauflächen dar. Diese Flächen wurden hinsichtlich ihrer 
Verfügbarkeit, Größe, Erschließung, Flächenzuschnitte sowie ihrer Eignung für 
die betrieblichen Anforderungen untersucht. Im Ergebnis stehen keine Flächen 
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zur Verfügung, die hinsichtlich Größe, Lage und funktionaler Eignung eine mit 
den Darstellungen der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung 
vergleichbare Alternative darstellen. 
Die zum Zeitpunkt der Planaufstellung verfügbaren städtischen Gewerbe- und 
Mischgebietsgrundstücke weisen folgende Größen auf: 

Lage/B-Plan Grundstücksgröße 

B-Plan Nr. 85 „Reessingstraße“ 3,6 ha 

B-Plan Nr. 78 „Dr.-Jürgen-Ulderup-Straße“ 2,2 ha 

Selbst zusammen betrachtet erreichen diese Flächen lediglich rund 5,8 ha und 
damit nicht annähernd die für das Vorhaben erforderliche Größenordnung. 
Zudem handelt es sich um mehrere räumlich voneinander getrennte 
Grundstücke. Weitere unbebaute Gewerbeflächen befinden sich überwiegend im 
Privateigentum und stehen der Stadt nicht für eine Entwicklung zur Verfügung. 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 111 „Junkernhäusern“ befindet sich derzeit eine 
weitere gewerbliche Entwicklung in Aufstellung. Dort sollen künftig zusätzliche 
Gewerbeflächen mit einer Größe von rund 4,9 ha bereitgestellt werden. 
Entsprechend der städtebaulichen Entwicklungsstrategie der Stadt sollen diese 
Flächen jedoch vorrangig der Ansiedlung und Entwicklung kleiner und mittlerer 
Unternehmen dienen. Eine Inanspruchnahme dieser Flächen durch das 
vorliegende Vorhaben würde die zukünftigen Entwicklungsmöglichkeiten anderer 
Unternehmen erheblich einschränken und den kommunalen Entwicklungszielen 
entgegenstehen. 
Weiterhin wurde geprüft, ob geeignete Konversionsflächen, Brachflächen oder 
leerstehende Gewerbehallen zur Verfügung stehen. Die Stadt hatte im 
Zusammenhang mit einer ursprünglich vorgesehenen Aufgabe des 
Bundeswehrstandortes Überlegungen für eine Konversionsentwicklung 
angestellt. Da der Standort weiterhin militärisch genutzt wird, stehen 
entsprechende Flächen jedoch nicht zur Verfügung. Weitere Konversionsflächen, 
gewerbliche Brachflächen oder leerstehende Hallen in der erforderlichen 
Größenordnung sind im Stadtgebiet nicht vorhanden. 
Auch eine Teilverlagerung des Unternehmens an einen anderen Standort wurde 
untersucht. Aufgrund der engen funktionalen Verflechtungen zwischen den 
bestehenden Lager-, Werkstatt-, Service- und Logistikbereichen stellt die 
Erweiterung am vorhandenen Standort die sinnvollste Lösung dar. Durch die 
Konzentration der Entwicklung auf einen zusammenhängenden Standort können 
effiziente interne Logistik- und Lagerstrukturen geschaffen, 
Flächenkonkurrenzen reduziert und betriebliche Synergieeffekte genutzt werden. 
Die Herstellung, Lagerung und Instandsetzung großformatiger und schwerer 
Bauteile erfordert kurze innerbetriebliche Transportwege. Eine räumliche 
Trennung der Betriebsbereiche würde zusätzliche Transportvorgänge, einen 
erhöhten Energieverbrauch sowie zusätzliche Emissionen verursachen. 
Gleichzeitig entstünden weitere Flächen-, Verkehrs- und Infrastrukturbedarfe. 
Die Erweiterung am bestehenden Standort ermöglicht demgegenüber die 
Nutzung vorhandener Infrastruktur, bestehender Genehmigungen und etablierter 
Betriebsabläufe. 
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Zudem ermöglicht die Konzentration der Entwicklung auf einen 
zusammenhängenden Standort eine langfristig vorausschauende 
Unternehmensentwicklung. Hierdurch kann verhindert werden, dass durch eine 
Vielzahl einzelner Erweiterungsschritte eine räumlich zersplitterte 
Betriebsstruktur entsteht. Gleichzeitig wird vermieden, dass zukünftig durch 
abschnittsweise Erweiterungen ohne übergeordnetes Gesamtkonzept 
zusätzliche Flächenbedarfe ausgelöst werden. Die Planung schafft stattdessen 
die Grundlage für eine langfristig abgestimmte Gesamtentwicklung des 
Unternehmens. 
Die vorgesehene Erweiterung erfolgt unmittelbar angrenzend an den 
bestehenden Betriebsstandort und stellt somit eine Arrondierung vorhandener 
Gewerbestrukturen dar. Die Lohne sowie die südlich verlaufende Bahnlinie bilden 
dabei natürliche beziehungsweise infrastrukturelle Grenzen der 
Standortentwicklung. Durch die Darstellung von gemischten Bauflächen im 
Übergangsbereich zur Wohnbebauung wird zudem eine städtebaulich 
verträgliche Abstufung zwischen den gewerblichen Nutzungen und den 
angrenzenden Wohnbereichen geschaffen. Die vorgesehenen gemischten 
Bauflächen dienen dabei insbesondere der Ansiedlung betriebsbezogener 
Nutzungen mit geringer Störwirkung. 
Der Plangeltungsbereich umfasst insgesamt rund 34,8 ha. Hiervon entfallen etwa 
19,9 ha auf gewerbliche Bauflächen und rund 5,2 ha auf gemischte Bauflächen. 
Weitere etwa 9,8 ha werden als Verkehrs-, Grün-, Wasser- und sonstige 
Freiflächen dargestellt. Die Flächennutzungsplanänderung schafft zunächst die 
planerischen Voraussetzungen für eine langfristige städtebauliche Entwicklung 
und dient der Sicherung entsprechender Entwicklungsoptionen. Gleichzeitig 
ermöglicht die Flächennutzungsplanänderung eine geordnete städtebauliche 
Steuerung der Entwicklung. Die konkrete räumliche Ausgestaltung der 
Nutzungen, die Regelung von Verkehr, Entwässerung, Freiraum- und 
Ausgleichsfunktionen sowie das Maß der baulichen Nutzung erfolgen im Rahmen 
der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung. 
Die Planung entspricht darüber hinaus den kommunalen Entwicklungszielen der 
Stadt Diepholz und ist im Stadtentwicklungsplan verankert. Ferner ist zu 
berücksichtigen, dass Diepholz im Regionalen Raumordnungsprogramm die 
Funktion eines Mittelzentrums wahrnimmt. Mittelzentren haben die Aufgabe, 
Arbeitsplätze zu sichern, die wirtschaftliche Entwicklung zu fördern und 
geeignete Gewerbeflächen für bestehende sowie zukünftige Unternehmen 
bereitzustellen. Die geplante Erweiterung leistet hierzu einen wichtigen Beitrag 
und stärkt den Wirtschaftsstandort Diepholz nachhaltig. 
Unter Berücksichtigung der betrieblichen Anforderungen, der ausgeschöpften 
Innenentwicklungspotenziale, der fehlenden Verfügbarkeit gleichwertiger 
Alternativflächen, der kommunalen Entwicklungsziele sowie der 
raumordnerischen Rahmenbedingungen kommt die Stadt zu dem Ergebnis, dass 
keine gleich geeignete und zugleich städtebaulich, wirtschaftlich und 
umweltbezogen vorzugswürdige Alternative zur vorgesehenen Erweiterung am 
bestehenden Standort besteht. Die gewählte Planung stellt daher die 
sachgerechteste, flächeneffizienteste und insgesamt konfliktärmste Lösung dar. 
Die Alternativenprüfung bestätigt somit, dass die geplante Erweiterung am 
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bestehenden Standort sowohl aus betrieblicher als auch aus städtebaulicher und 
gesamtstädtischer Sicht die vorzugswürdige Entwicklungsoption darstellt. 
Die in den Planunterlagen enthaltene Alternativenprüfung wird klarstellend durch 
die vorstehenden Ausführungen konkretisiert. 
 
2.2 Fachliche Belege: Was mit dem Boden verloren geht 
Die Darstellung gewerblicher Bauflächen in der Flächennutzungsplanänderung 
verfolgt das Ziel, die Erweiterung eines bestehenden Unternehmensstandortes 
planerisch vorzubereiten. Die konkrete Ausgestaltung des Maßes der baulichen 
Nutzung erfolgt erst im Rahmen der nachfolgenden verbindlichen 
Bauleitplanung. Die Planung trägt dabei dem Grundsatz Rechnung, die 
vorgesehenen Bauflächen möglichst flächeneffizient zu nutzen und betriebliche 
Entwicklungen an einem bestehenden Standort zu bündeln. Hierdurch kann 
zusätzlicher Flächendruck an anderer Stelle vermieden werden. 
Die Darstellung berücksichtigt darüber hinaus die konkreten betrieblichen 
Anforderungen des ansässigen Unternehmens. Der Flächenbedarf ergibt sich 
insbesondere aus den erforderlichen Lager-, Logistik- und Produktionsflächen. 
Eine Reduzierung der dargestellten Bauflächen würde die notwendige 
betriebliche Entwicklung erheblich einschränken und könnte zusätzlichen 
Flächendruck an anderer Stelle erzeugen. 
Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass die geplante Gewerbeentwicklung 
unmittelbar an bestehende Gewerbeflächen angrenzt und der Erweiterung eines 
bereits ansässigen Betriebes dient. Die gewählte Flächendarstellung trägt somit 
zu einer konzentrierten Siedlungs- und Gewerbeentwicklung bei und vermeidet 
eine stärkere Zersiedelung des Außenbereichs. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
Wasserspeicher: Die Ausführungen zur Rückhaltefunktion des Bodens werden 
zur Kenntnis genommen. 
 
Hochwasserrisiko: Die Ausführungen zum Oberflächenabfluss werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
Nicht wiederherstellbar: Die Ausführungen zur Regeneration verdichteter bzw. 
gestörter Böden werden zur Kenntnis genommen. 
 
Konkreter örtlicher Beleg – Winterhochwasser 2023/2024: 
Die Entwässerung des Plangebietes ist insgesamt sichergestellt. Gemäß dem 
vorliegenden Bodengutachten ist aufgrund der geringen 
Grundwasserflurabstände sowie der vorhandenen Bodenverhältnisse eine 
Versickerung des Niederschlagswassers nicht durchgängig möglich. Derzeit 
erfolgt der Oberflächenabfluss weitgehend ungeregelt, sodass sich das 
anfallende Niederschlagswasser auf angrenzende Flächen verteilt. Im Rahmen 
der Planung wird hingegen eine technisch geregelte 
Niederschlagswasserbewirtschaftung geschaffen. Sämtliches anfallende 
Niederschlagswasser wird künftig erfasst, behandelt und über Regenklär- und 
Rückhalteanlagen zurückgehalten, bevor es gedrosselt in die Vorfluter Lohne 
und Wätering eingeleitet wird. Die vorgesehenen Rückhalteräume sind bereits 
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auf ein 30-jährliches Regenereignis ausgelegt und berücksichtigen damit die 
Anforderungen, die dem rechnerischen Überflutungsnachweis nach DIN 1986-
100 zugrunde liegen. Der entsprechende Nachweis ist im weiteren 
Genehmigungsverfahren zu erbringen. 
Zwar kann es infolge der geplanten Versiegelungen zu einer Erhöhung des 
Oberflächenabflusses innerhalb des Plangebietes kommen, jedoch wird dieser 
durch die vorgesehenen Rückhalte- und Drosselungsmaßnahmen kontrolliert 
abgeführt. Negative Auswirkungen auf die umliegenden Grundstücke sind daher 
nicht zu erwarten. Die Planung trägt zudem dem Nachbarschutz Rechnung, da 
künftig eine Ableitung von Niederschlagswasser auf benachbarte Flächen 
vermieden wird und sich die bisher vorhandenen Sammelflächen reduzieren. 
Hinsichtlich außergewöhnlicher Starkregenereignisse ist darauf hinzuweisen, 
dass Niederschlagshöhen von etwa 100 mm nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik dem Bereich außergewöhnlicher Starkregen zuzuordnen 
sind. In solchen Fällen steht nicht ein vollständiger Überflutungsschutz, sondern 
die Schadensbegrenzung im Vordergrund. Die Vorsorge gegen derartige 
Extremereignisse obliegt dabei gemäß DIN EN 752 auch den jeweiligen 
Grundstückseigentümern. Insgesamt führt die Planung gegenüber dem 
derzeitigen Zustand zu einer deutlichen Verbesserung der Abflusssituation und 
des Schutzes angrenzender Flächen. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
Gemäß § 78b Wasserhaushaltsgesetz (WHG) sind bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen in Risikogebieten außerhalb festgesetzter 
Überschwemmungsgebiete insbesondere die Belange des Schutzes von Leben 
und Gesundheit sowie die Vermeidung erheblicher Sachschäden zu 
berücksichtigen. Der Schwerpunkt der Betrachtung liegt dabei auf dem Schutz 
der innerhalb des Plangebietes vorhandenen und künftig vorgesehenen 
Nutzungen. Diesem Erfordernis wird durch die Planung Rechnung getragen. Die 
vorgesehenen Bauvorhaben werden in hochwasserangepasster Bauweise 
umgesetzt, sodass die Risiken für Personen und Sachwerte wirksam minimiert 
werden. Darüber hinaus wird durch die geplante 
Niederschlagswasserbewirtschaftung mit Rückhalte- und Drosselungsanlagen 
eine kontrollierte Ableitung des anfallenden Wassers sichergestellt. Erhebliche 
nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter Leben, Gesundheit und Sachwerte 
sind daher nicht zu erwarten. Dem Schutzanspruch der Nachbarn wird durch die 
Planung Rechnung getragen. Insgesamt stehen die Ziele der Planung mit den 
Anforderungen des § 78b WHG im Einklang. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
3. Artenschutz 
3.1 Offenland-Lebensraum mit hoher Bedeutung – und eine unzureichende 
Datengrundlage 
Die nebenstehenden Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Methodische Defizite der Erfassung: 
Methodische Defizite bei der faunistischen Erfassung sind nicht erkennbar. Die 
durchgeführten sechs Begehungen entsprechen den fachlichen Anforderungen 
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an die Erfassung von Brutvögeln in halboffenen Landschaftsräumen und wurden 
zudem mit der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde abgestimmt. Es ist 
daher davon auszugehen, dass das im Untersuchungsgebiet vorkommende 
Artenspektrum hinreichend und belastbar erfasst wurde. Die Einstufung des 
Kiebitzes als Brutzeitbeobachtung ist methodisch begründet und lässt keine 
Rückschlüsse auf Mängel oder Unvollständigkeiten der Erfassung zu. 
Auch die zwischenzeitlich erfolgte Entfernung von Gehölzstrukturen stellt die 
Ergebnisse der Untersuchung nicht infrage. Vielmehr sind Offenlandarten, zu 
denen auch der Kiebitz zählt, regelmäßig auf weitgehend gehölzfreie 
Lebensräume angewiesen, sodass sich hieraus keine Verschlechterung der 
Eignung des Gebietes ableiten lässt. Darüber hinaus ist die Behauptung, ein im 
Gebiet vorhandenes Gewässer sei als Lebensraum für Amphibien von 
besonderer Bedeutung, fachlich nicht zutreffend. Das betreffende Gewässer 
wurde erst nach Abschluss der Erfassungen verfüllt; die entsprechende 
Darstellung ist daher sachlich unzutreffend. Unabhängig davon weist das 
Plangebiet insgesamt keine besondere Eignung als Amphibienlebensraum auf. 
Vor diesem Hintergrund bestehen keine Anhaltspunkte, die die Ergebnisse der 
artenschutzfachlichen Bewertung in Frage stellen. Die durchgeführte 
Potenzialabschätzung ist weiterhin nachvollziehbar, fachlich plausibel und als 
ausreichende Grundlage für die naturschutzfachliche Beurteilung des Vorhabens 
anzusehen. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
3.2 Kernkritik: Bereits beantragte Festsetzungen wurden verweigert – 
vorgezogener Eingriff verschiebt Bilanz 
Die Darstellung von Maßnahmen in der Flächennutzungsplanänderung setzt 
gemäß den Vorgaben des Baugesetzbuches eine städtebauliche Rechtfertigung 
sowie einen hinreichenden Bezug zu den Aufgaben der vorbereitenden 
Bauleitplanung voraus. Die im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag enthaltenen 
Empfehlungen dienen hingegen ausschließlich ökologischen Zielsetzungen und 
begründen für sich genommen kein Erfordernis einer Darstellung in der 
Flächennutzungsplanänderung. Auch Maßnahmen nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB sind der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zuzuordnen und 
müssen stets städtebaulich begründet sein. Vor diesem Hintergrund besteht 
keine Verpflichtung, sämtliche im Fachbeitrag empfohlenen Maßnahmen in die 
Unterlagen zum Flächennutzungsplan zu übernehmen. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
Die zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände erforderlichen 
CEF-Maßnahmen sind nicht Bestandteil des allgemeinen Empfehlungskatalogs. 
Umfang und Ausgestaltung der für das vorliegende Vorhaben notwendigen 
Maßnahmen wurden auf Grundlage fachgutachterlicher Untersuchungen 
ermittelt und mit Blick auf die artenschutzrechtlichen Anforderungen konkret 
festgelegt. Die Umsetzung dieser Maßnahmen wird rechtlich abgesichert. Hierfür 
wurde eine vertragliche Regelung gewählt, die sowohl die Durchführung als auch 
die fristgerechte Realisierung der erforderlichen Maßnahmen verbindlich 
sicherstellt. Zudem erfolgt eine grundbuchrechtliche Sicherung. Damit ist 
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gewährleistet, dass die artenschutzrechtlichen Anforderungen unabhängig von 
spezifischen Darstellungen in der Flächennutzungsplanänderung erfüllt werden. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
Die vor der Genehmigung erfolgte Verfüllung des Gewässers betrifft eine Fläche 
außerhalb des Änderungsbereiches dieser Flächennutzungsplanänderung sowie 
außerhalb der vorgesehenen Kompensationsflächen. Eine Anrechnung im 
Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung kommt daher nicht in 
Betracht. Da die ehemalige Gewässerfläche außerhalb des Plangebietes liegt, 
handelt es sich zudem nicht um einen Eingriff, der Gegenstand der Eingriffs- und 
Ausgleichsbilanzierung des vorliegenden Bauleitplanverfahrens sein kann. 
Die innerhalb des Änderungsbereiches bereits entfernten Gehölzbestände 
wurden bei der Bestandsaufnahme und Bilanzierung berücksichtigt. In der 
Biotoptypenkartierung werden diese entsprechend des rechtmäßigen 
Ausgangszustandes vor den erfolgten Fällungen dargestellt und in die 
Eingriffsbilanz eingestellt, obwohl sie zum Zeitpunkt der Planaufstellung 
tatsächlich nicht mehr vorhanden waren. Dieses Vorgehen wurde im Vorfeld mit 
der Unteren Naturschutzbehörde abgestimmt. Damit ist sichergestellt, dass die 
naturschutzfachliche Bewertung auf dem maßgeblichen und rechtlich relevanten 
Ausgangszustand beruht. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
Der Einwand, das bestehende Kompensationsdefizit sei ein Indiz dafür, dass die 
Fläche für ein Vorhaben der vorgesehenen Größe und Versiegelungsintensität 
ungeeignet sei, wird nicht geteilt. Zwar führt das Vorhaben aufgrund seines 
Flächenumfangs und des damit verbundenen Versiegelungsgrades zu einem 
vergleichsweise hohen Kompensationsbedarf. Hieraus lässt sich jedoch keine 
grundsätzliche Ungeeignetheit des Standortes ableiten. Ein vollständiger 
Ausgleich innerhalb des eigentlichen Eingriffsbereiches ist insbesondere bei 
Gewerbe- und Wohnbauentwicklungen regelmäßig nicht möglich und wird auch 
fachrechtlich nicht gefordert. Bereits ein Teil der Kompensationsmaßnahmen 
wird im unmittelbaren Umfeld des Vorhabens umgesetzt. Zudem tragen die 
dargestellten Grünflächen zu einer Minderung möglicher Eingriffe bei. Darüber 
hinaus sieht § 15 Abs. 2 BNatSchG ausdrücklich vor, dass unvermeidbare 
Beeinträchtigungen sowohl durch Ausgleichsmaßnahmen als auch durch 
Ersatzmaßnahmen kompensiert werden können. Beide Instrumente sind 
rechtlich gleichrangig. Eine unmittelbare räumliche Überschneidung von 
Eingriffs- und Kompensationsfläche ist daher weder naturschutzrechtlich noch 
fachlich zwingend erforderlich. 
Auch im Rahmen der Bauleitplanung nach § 1a Abs. 3 BauGB können 
Ausgleichsmaßnahmen an anderer Stelle durchgeführt werden. In diesem 
Zusammenhang haben sich insbesondere Kompensationsflächenpools 
beziehungsweise Ökokonten als geeignet erwiesen, da sie eine fachlich sinnvolle 
Bündelung von Maßnahmen ermöglichen und gleichzeitig negative Randeffekte 
minimieren. Ein Zusammenhang zwischen der Höhe des Kompensationsdefizits 
und einer vermeintlich erforderlichen räumlichen Nähe der 
Kompensationsmaßnahmen besteht daher nicht. 
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Aus naturschutzfachlicher Sicht sprechen darüber hinaus keine durchgreifenden 
Gründe gegen die Eignung des Standortes. Bei den betroffenen Flächen handelt 
es sich überwiegend um intensiv landwirtschaftlich genutzte Ackerflächen am 
bestehenden Siedlungs- und Gewerbestandort. Solche Flächen sind bereits 
durch die intensive Bewirtschaftung vorbelastet. Hierzu zählen insbesondere 
Stoffeinträge in Boden, Grund- und Oberflächenwasser, Beeinträchtigungen von 
Bodenfunktionen sowie Erosionsprozesse. Zudem ist die ökologische Wertigkeit 
intensiv genutzter Ackerflächen für viele Arten eingeschränkt. Die im Plangebiet 
vorkommenden Offenlandarten Feldlerche und Kiebitz zählen zu den Arten, die 
insbesondere unter den Folgen der landwirtschaftlichen Intensivierung leiden. 
Gerade beim Kiebitz ist bekannt, dass Gelege auf intensiv bewirtschafteten 
Flächen häufig durch landwirtschaftliche Bearbeitung beeinträchtigt oder zerstört 
werden und der Bruterfolg daher oftmals gering ausfällt. 
Demgegenüber zielen die vorgesehenen CEF-Maßnahmen darauf ab, geeignete 
Ersatzlebensräume mit angepassten Bewirtschaftungsauflagen bereitzustellen 
und die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
dauerhaft zu erhalten. Sofern die Maßnahmenflächen von den Zielarten 
angenommen werden, ist aufgrund der vorgesehenen Nutzungsbeschränkungen 
von einem höheren Bruterfolg auszugehen als auf den derzeit intensiv 
bewirtschafteten Ackerflächen. 
Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass das Plangebiet bereits heute von 
bestehenden Wohn- und Gewerbeflächen, Verkehrswegen sowie weiteren 
intensiv genutzten landwirtschaftlichen Flächen umgeben ist. Die damit 
verbundenen Vorbelastungen hinsichtlich Landschaftsbild, Erholungsfunktion 
sowie der Schutzgüter Boden, Wasser, Vegetation und Fauna bestehen bereits 
unabhängig von der vorliegenden Planung. Vor diesem Hintergrund ist aus 
naturschutzfachlicher Sicht nicht erkennbar, weshalb der gewählte Standort 
grundsätzlich ungeeignet für die geplante Entwicklung sein sollte. Vielmehr 
erscheint die Inanspruchnahme bereits vorbelasteter und intensiv genutzter 
Flächen am Siedlungsrand gegenüber alternativen Standorten im bislang 
weniger beeinträchtigten Außenbereich als vertretbar. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
3.3 Forderungen zum Artenschutz 
Es wird auf die vorstehende Abwägung verwiesen. 
 
4. Kaltluft- und Frischluftschneisen / Extremhitze 
Die im weiteren Verfahren erfolgte Konkretisierung der Planung gegenüber dem 
Vorentwurf stellt eine zulässige und rechtmäßige Fortentwicklung der Planinhalte 
dar. Die geänderten und ergänzten Planunterlagen wurden ordnungsgemäß 
veröffentlicht und zum Gegenstand der Abwägung gemacht. Die Belange des 
Lokalklimas sowie die Funktion des Plangebietes für den Frisch- und 
Kaltlufttransport wurden im Rahmen des Verfahrens geprüft, planerisch 
berücksichtigt und in die Abwägung eingestellt. 
Nach dem Stadtentwicklungsplan liegt der Änderungsbereich innerhalb einer 
dargestellten Frischluftschneise. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die 
entsprechende Darstellung einen symbolischen beziehungsweise 
konzeptionellen Charakter besitzt und keine parzellenscharfe Abgrenzung einer 
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Frischluftbahn darstellt. Gleichwohl werden die klimatischen Belange im Rahmen 
der Flächennutzungsplanänderung berücksichtigt. So wird im Nordosten eine 
gemischte Baufläche dargestellt, während die angrenzenden Bereiche als 
gewerbliche Bauflächen dargestellt werden. Hierdurch wird bereits auf Ebene der 
vorbereitenden Bauleitplanung eine städtebaulich verträgliche Abstufung 
zwischen den gewerblichen Nutzungen und den angrenzenden Wohnbereichen 
vorbereitet. Darüber hinaus tragen die dargestellten Grünflächen sowie sonstige 
Freiraumbereiche zur Verbesserung des Mikroklimas bei. Sie fördern die 
Verdunstung, die Temperaturregulierung sowie die Durchgrünung des Gebietes 
und sichern zusätzliche unversiegelte Bereiche. Die konkrete Ausgestaltung des 
Maßes der baulichen Nutzung, der Gebäudehöhen sowie weiterer 
klimawirksamer Regelungen erfolgt erst im Rahmen der nachfolgenden 
verbindlichen Bauleitplanung. 
Insgesamt werden die Belange des Lokalklimas und der Frischluftversorgung im 
Rahmen der Planung angemessen berücksichtigt. Erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf die klimaökologischen Funktionen des Bereiches sind unter 
Berücksichtigung der vorgesehenen Darstellungen und Grünstrukturen nicht zu 
erwarten. 
Die vorstehenden Ausführungen sind bereits Bestandteil der Planunterlagen. 
Eine Änderung dieser ist nicht erforderlich. 
 
Die Darstellungen des Landschaftsplans Diepholz für den Landschaftsraum 
„Graftlage/Masch (N32)“ beschreiben den Bereich überwiegend als intensiv 
landwirtschaftlich genutzte Kulturlandschaft. Extensiv genutzte beziehungsweise 
feuchte Grünlandbereiche sind demnach nur noch in Restbeständen vorhanden. 
Zudem werden bereits im Landschaftsplan erhebliche Vorbelastungen, 
insbesondere durch die Bundesstraße B 51 benannt. Die naturschutzfachlichen 
und landschaftsbezogenen Qualitäten des Raumes sind daher bereits durch 
bestehende Nutzungen und Infrastrukturen eingeschränkt. 
Der Landschaftsplan weist darüber hinaus darauf hin, dass der Bereich zwischen 
dem südlichen Siedlungsrand von Diepholz und der Flöthe aufgrund seiner Lage 
eine Bedeutung für die siedlungsnahe Erholung besitzt und naturbetonte sowie 
vielfältige Landschaftsstrukturen in Siedlungsnähe vorrangig entwickelt werden 
sollen. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass sich die entsprechende 
Gebietsdarstellung auf einen wesentlich größeren Raum erstreckt als den 
vorliegenden Änderungsbereich der Flächennutzungsplanänderung. Von den 
dargestellten Flächen wird lediglich ein vergleichsweise kleiner Teil am 
bestehenden Siedlungsrand für eine bauliche Entwicklung vorbereitet. Die 
südlich verlaufende Bahnlinie stellt zudem eine räumliche Zäsur dar, sodass die 
Inanspruchnahme auf einen klar abgegrenzten Bereich beschränkt bleibt. 
Ferner ist zu berücksichtigen, dass die im Landschaftsplan formulierten 
Entwicklungsziele aus dem Jahr 1992 stammen. Seit ihrer Aufstellung haben sich 
die städtebaulichen Entwicklungsabsichten und Rahmenbedingungen der Stadt 
Diepholz weiterentwickelt. Die Darstellungen des Landschaftsplans sind daher 
im Rahmen der planerischen Abwägung zu berücksichtigen, entfalten jedoch 
keine zwingende Bindungswirkung für die kommunale Bauleitplanung. 
Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass es sich bei dem Plangebiet nicht um 
ein förmlich ausgewiesenes Naherholungsgebiet handelt. Die betroffenen 
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Flächen werden derzeit überwiegend landwirtschaftlich genutzt. Zwar verlaufen 
durch den Bereich Wirtschaftswege, die auch von Fußgängern und Radfahrern 
für Freizeit- und Erholungszwecke genutzt werden, sodass dem Raum eine 
Funktion als landwirtschaftlich geprägter Bewegungsraum zukommt. Hieraus 
ergibt sich jedoch kein rechtlicher Anspruch auf den dauerhaften Erhalt der 
Flächen in ihrem bisherigen Zustand oder auf die Freihaltung des Außenbereichs 
von baulichen Entwicklungen. Die Belange der Erholung wurden im Rahmen der 
Planung berücksichtigt und mit den übrigen öffentlichen und privaten Belangen 
abgewogen. Insgesamt stehen die Darstellungen der 
Flächennutzungsplanänderung den grundsätzlichen Zielen einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung nicht entgegen. 
Die vorstehenden Ausführungen werden in der Begründung ergänzt. 
 
4.1 Fachliche Grundlagen: Grün- und Ackerflächen als Kaltluftentstehungsgebiet 
Es ist zutreffend, dass die derzeit landwirtschaftlich genutzten Flächen 
grundsätzlich zur nächtlichen Kaltluftentstehung beitragen. Allerdings befinden 
sich im Umfeld des Plangebietes weiterhin umfangreiche Freiflächen, die diese 
Funktion auch künftig erfüllen. Zudem verläuft unmittelbar angrenzend die Lohne 
mit ihren begleitenden Freiraumstrukturen, die eine hohe Bedeutung für den 
lokalen Luftaustausch und die klimatische Ausgleichsfunktion besitzen. Die 
Inanspruchnahme der Ackerflächen führt daher nicht zu einem Verlust 
großräumig bedeutsamer Kaltluftentstehungsgebiete oder Kaltluftleitbahnen. 
Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Lokalklima oder die Durchlüftung 
angrenzender Siedlungsbereiche sind vor diesem Hintergrund nicht zu erwarten. 
Die Belange des Klima- und Freiraumschutzes wurden im Rahmen der Planung 
berücksichtigt und in die Abwägung eingestellt. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
4.2 Rechtlicher Rahmen: Klimaanpassung ist Pflichtbelang der Bauleitplanung 
Die Belange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung wurden im Rahmen 
der Flächennutzungsplanänderung entsprechend den Anforderungen des § 1 
Abs. 5 Satz 2 BauGB, § 1a Abs. 5 BauGB sowie den einschlägigen Vorgaben 
des Klimaanpassungsrechts in die planerische Abwägung eingestellt. Die 
Auswirkungen der Planung auf das Lokalklima, den Wasserhaushalt sowie auf 
die Anpassung an die Folgen des Klimawandels wurden geprüft und 
berücksichtigt. 
Den Anforderungen der Klimaanpassung wird insbesondere durch die 
vorgesehene Niederschlagswasserbewirtschaftung mit Regenrückhaltung und 
gedrosselter Ableitung Rechnung getragen. Hierdurch werden die Auswirkungen 
von Starkregenereignissen reduziert und eine geordnete Ableitung des 
anfallenden Niederschlagswassers sichergestellt. Darüber hinaus tragen die 
dargestellten Grünflächen sowie die vorgesehenen Grünstrukturen zu einem 
verbesserten Mikroklima und zur Verminderung von Wärmebelastungen bei. Die 
konkrete Ausgestaltung klimawirksamer Maßnahmen erfolgt im Rahmen der 
nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung. 
Eine verpflichtende Darstellung von Dachbegrünungen wird auf Ebene der 
Flächennutzungsplanung nicht als erforderlich angesehen. Zwar können 
Dachbegrünungen einen Beitrag zur Klimaanpassung leisten, die Ziele des 
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Klima- und Umweltschutzes werden jedoch bereits durch die vorgesehenen 
Darstellungen und Maßnahmen in angemessener Weise berücksichtigt. Die 
Stadt kommt daher zu dem Ergebnis, dass die Belange des Klimaschutzes und 
der Klimaanpassung ausreichend in die Planung eingestellt und gegenüber den 
übrigen öffentlichen und privaten Belangen sachgerecht abgewogen worden 
sind. 
Ein Abwägungsdefizit oder ein Abwägungsausfall hinsichtlich der Anforderungen 
des Klimaschutzes und der Klimaanpassung liegen somit nicht vor. Die Planung 
berücksichtigt die relevanten Klimafolgenrisiken, insbesondere im Hinblick auf 
Starkregenereignisse und lokalklimatische Auswirkungen, in einem der 
Planungsebene angemessenen Umfang. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
4.3 Forderungen zum Lokalklima 
Nach § 2 Abs. 3 BauGB sind im Bauleitplanverfahren die für die Abwägung 
erforderlichen Belange zu ermitteln und zu bewerten. Umfang und 
Detaillierungsgrad der Ermittlungen richten sich dabei nach den Umständen des 
Einzelfalls. Ein zusätzliches Fachgutachten ist nur erforderlich, wenn ohne dieses 
eine sachgerechte Beurteilung der relevanten Auswirkungen nicht möglich ist. 
Für den vorliegenden Änderungsbereich liegen bereits ausreichende Grundlagen 
für die klimabezogene Bewertung vor. Hierzu zählen insbesondere die 
Darstellungen des Stadtentwicklungsplanes, die örtlichen Gegebenheiten sowie 
die im Verfahren vorgenommenen Untersuchungen und Bewertungen der 
klimatischen Rahmenbedingungen. Zwar befindet sich das Plangebiet innerhalb 
des Bereiches einer im Stadtentwicklungsplan dargestellten Frischluftschneise, 
jedoch handelt es sich hierbei um eine schematische und nicht parzellenscharfe 
Darstellung. Zudem wird lediglich ein Teilbereich dieser übergeordneten Struktur 
für eine künftige bauliche Entwicklung vorbereitet. 
Die Belange des Lokalklimas wurden bei der Ausgestaltung der Planung 
berücksichtigt. Hierzu zählen insbesondere die Darstellung von Grünflächen 
sowie die Sicherung zusammenhängender Freiraumbereiche. Durch diese 
Maßnahmen werden die lokalen Durchlüftungsverhältnisse und 
klimaökologischen Funktionen berücksichtigt und mögliche Beeinträchtigungen 
minimiert. 
Darüber hinaus bestehen bereits Vorbelastungen durch die vorhandenen 
Siedlungs-, Gewerbe- und Verkehrsnutzungen im Umfeld des Plangebietes. Die 
vorbereitete bauliche Entwicklung führt vor diesem Hintergrund nicht zu einer 
derart erheblichen Veränderung der klimatischen Situation, dass die Erstellung 
eines eigenständigen Klima- oder Kaltluftgutachtens erforderlich wäre. Konkrete 
Anhaltspunkte für erhebliche Beeinträchtigungen des Frischluft- oder 
Kaltluftgeschehens wurden im Verfahren nicht festgestellt. 
Die Stadt kommt daher zu dem Ergebnis, dass die klimatischen Auswirkungen 
der Planung auf Grundlage der vorhandenen Erkenntnisse hinreichend beurteilt 
werden können. Die Erstellung eines zusätzlichen Fachgutachtens ist für eine 
sachgerechte Abwägung nicht erforderlich. Ein Ermittlungs- oder 
Bewertungsdefizit liegt insoweit nicht vor. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
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 5. Zusammenfassung und Antrag 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Es wird auf die vorstehende 
Abwägung verwiesen. 
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Der in Kapitel 3.5 aufgeführte Hinweis wird aus den Planunterlagen entfernt.  
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Für das Plangebiet liegt bereits eine Luftbildauswertung vor. Ausgehend von 
dieser ist eine Kampfmittelsondierung durchgeführt worden. Die Ergebnisse 
werden in der Begründung ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
Der nebenstehende Hinweis zur Kriegsluftbildauswertung wird zur Kenntnis 
genommen. 
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             lfd. Nr. 26 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die „Stellungnahme zum öffentlichen Belang: Kampfmittelbeseitigung“ sowie der 
beiliegende Lageplan werden zur Kenntnis genommen.  
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             lfd. Nr. 28 
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             lfd. Nr. 29 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass Gashochdruckleitungen / Kabel der von 
Gasunie Deutschland vertretenen Unternehmen betroffen sind. Hierzu ist 
zwischenzeitlich eine Abstimmung zwischen dem Vorhabenträger und der 
Gasunie erfolgt. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
Die Hinweise zur Bauausführung betreffen nicht die Ebene der vorbereitenden 
Bauleitplanung. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
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             lfd. Nr. 30 

 

 
 
 
 
 
 
 
Die Lage der innerhalb des Plangeltungsbereiches vorhandenen Gasleitung ist 
gekennzeichnet worden. 
Eine Änderung der Planunterlagen ist nicht erforderlich. 
 
 
Die nebenstehenden Hinweise zur Planung sowie die ergänzenden 
Informationen und zu den Kosten betreffen nicht die Ebene der vorbereitenden 
Bauleitplanung. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
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             lfd. Nr. 31 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die der Stellungnahme beiliegenden Lagepläne werden zur Kenntnis 
genommen.  
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             lfd. Nr. 32 
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             lfd. Nr. 33 
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             lfd. Nr. 34 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die nebenstehende Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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             lfd. Nr. 35 
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             lfd. Nr. 36 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
94. FNP-Änderung „Graftlage“ 
Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
B-Plan Nr. 112 „Graftlage“ 
Die Stellungnahme betrifft nicht die Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung. 
Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
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             lfd. Nr. 37 

 

 
 
 
 
 
Die nebenstehende Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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             lfd. Nr. 38 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet 
eine BImA-eigene Wirtschaftseinheit befindet und diese an die Bundeswehr 
vermietet ist. Das Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIUDBw) wurde im Rahmen der 
Veröffentlichung beteiligt. Es sind keine Bedenken geäußert worden.   
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             lfd. Nr. 40 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass der Unterhaltungsverband Hunte im 
weiteren Verfahren bei wasserrechtlichen Anträgen sowie bei 
Kompensationsmaßnahmen an Gewässern in seiner Zuständigkeit zu beteiligen 
ist. 
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             lfd. Nr. 41 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich im Planbereich keine 
Telekommunikationsanlagen der Vodafone GmbH befinden und derzeit auch 
keine Neuverlegungen geplant sind.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Bg/We–24167011-16 EW FNP TÖB / 03.09.2026 

 Stellungnahme der Träger öffentlicher Belange Beschlussvorlage Abstimmungsergebnis 

einst. ja enth. nein 

 

             lfd. Nr. 42 

 

 
 
 
 
Die Begründung wird um einen Hinweis auf die vorhandenen 
Telekommunikationslinien ergänzt. 
 
Die Hinweise zur Bauausführung betreffen nicht die Ebene der vorbereitenden 
Bauleitplanung. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
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             lfd. Nr. 43 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anlagen oder Leitungen der 
genannten Gesellschaften von dem angefragten Vorhaben betroffen sind.  
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             lfd. Nr. 44 

 

 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich in dem angefragten Bereich keine 
Leitungsbestände der GVG Glasfaser GmbH befinden. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass in dem vorgegebenen Projektbereich 
keine von der GasLINE GmbH & Co. KG verwalteten Kabelschutzrohranlagen 
verlaufen. 
 
Die Hinweise zur planexternen Ausgleichsflächen werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
Der der Stellungnahme beigefügte Lageplan wird zur Kenntnis genommen. 
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             lfd. Nr. 49 

 

 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die von der PLEdoc GmbH verwalteten 
Versorgungsanlagen nicht betroffen sind.  
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass im Bereich der geplanten Maßnahme 
keine Anlagen der Neptune Energy Deutschland GmbH verlaufen. 
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             lfd. Nr. 53 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Westnetz GmbH im Bereich des 
Flächennutzungsplans keine Versorgungseinrichtungen unterhält oder plant. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich im Plangebiet bzw. in unmittelbarer 
Nähe zum Plangebiet Versorgungsleitungen und/oder Anlagen der EWE Netz 
GmbH befinden.  
 
Der Verweis auf die Online-Planauskunft wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Die nebenstehenden Hinweise zur Lage und zum Bestand der Leitungstrassen 
werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Die nebenstehenden Erläuterungen zur Bauausführung betreffen nicht die Ebene 
der vorbereitenden Bauleitplanung. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
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